
RR\1278339DE.docx PE740.656v02-00

DE In Vielfalt geeint DE

Europäisches Parlament
2019-2024

Plenarsitzungsdokument

A9-0179/2023

4.5.2023

BERICHT
über den Jahresbericht für die Jahre 2019-2021 über den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Dokumenten
(2022/2015(INI))

Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres

Berichterstatterin: Evin Incir



PE740.656v02-00 2/31 RR\1278339DE.docx

DE

PR_INI

INHALT

Seite

ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS.............3

STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR KONSTITUTIONELLE FRAGEN........22

ANGABEN ZUR ANNAHME IM FEDERFÜHRENDEN AUSSCHUSS.............................30

NAMENTLICHE SCHLUSSABSTIMMUNG IM FEDERFÜHRENDEN AUSSCHUSS....31



RR\1278339DE.docx 3/31 PE740.656v02-00

DE

ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu dem Jahresbericht für die Jahre 2019-2021 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 
Dokumenten
(2022/2015(INI))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union (EUV), insbesondere auf die 
Artikel 1, 9, 10, 11 und 16,

– gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), 
insbesondere auf Artikel 15,

– gestützt auf die Charta der Grundrechte der Europäischen Union, insbesondere auf 
Artikel 41 und 42,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten 
des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission1,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission vom 30. April 2008 für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der 
Kommission (COM(2008)0229),

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission vom 21. März 2011 für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 1049/2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des 
Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission (COM(2011)0137),

– unter Hinweis auf seinen Standpunkt vom 15. Dezember 2011 zu dem Vorschlag für 
eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der 
Kommission2,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 14. September 2017 zu Transparenz, 
Rechenschaftspflicht und Integrität in den EU-Organen3,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 17. Januar 2019 zur strategischen 
Untersuchung OI/2/2017 der Bürgerbeauftragten zur Transparenz der Diskussionen im 
Rahmen des Rechtsetzungsverfahrens in den vorbereitenden Gremien des Rates der 
EU4,

1 ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
2 ABl. C 168 E vom 14.6.2013, S. 159.
3 ABl. C 337 vom 20.9.2018, S. 120.
4 ABl. C 411 vom 27.11.2020, S. 149.
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– unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. Oktober 2019 zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das 
Unionsrecht melden5 („Richtlinie über den Schutz von Hinweisgebern“),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 10. Februar 2021 zum Zugang der 
Öffentlichkeit zu Dokumenten (Artikel 122 Absatz 7 der Geschäftsordnung) – 
Jahresbericht für die Jahre 2016 bis 20186,

– unter Hinweis auf die Entscheidung der Europäischen Bürgerbeauftragten vom 
17. Januar 2022 im Fall OI/4/2021/MHZ zu der Art und Weise, wie die Europäische 
Agentur für die Grenz- und Küstenwache (Frontex) ihren Grundrechtsverpflichtungen 
nachkommt und die Rechenschaftspflicht in Bezug auf ihre erweiterten Zuständigkeiten 
gewährleistet,

– unter Hinweis auf den Bericht der Arbeitsgruppe zur Kontrolle von Frontex seines 
Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres vom 14. Juli 2021 über die 
Untersuchung zu Frontex in Bezug auf mutmaßliche Grundrechtsverletzungen,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 16. September 2021 zu der Verbesserung 
von Transparenz und Integrität in den Organen der EU durch die Einsetzung eines 
unabhängigen Ethikgremiums der EU7,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 21. Oktober 2021 zu Transparenz in der EU 
in Bezug auf die Entwicklung, den Kauf und die Verteilung von COVID-19-
Impfstoffen8, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 16. Februar 2022 zu dem Jahresbericht 
2020 über die Tätigkeit des Europäischen Bürgerbeauftragten9,

– unter Hinweis auf den Bericht über das Endergebnis der Konferenz zur Zukunft 
Europas, veröffentlicht im Mai 2022,

– unter Hinweis auf seinen Beschluss vom 18. Oktober 2022 zu der Entlastung für die 
Ausführung des Haushaltsplans der Europäischen Agentur für die Grenz- und 
Küstenwache für das Haushaltsjahr 202010,

– unter Hinweis auf die Veröffentlichung von Frontex vom 12. Mai 2021 mit dem Titel 
„2020 Consolidated Annual Activity Report“ (Konsolidierter jährlicher 
Tätigkeitsbericht 2020),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Dezember 2022 zum 
Korruptionsverdacht gegen Katar und zu der umfassenderen Notwendigkeit von 

5 ABl. L 305 vom 26.11.2019, S. 17.
6 ABl. C 465 vom 17.11.2021, S. 54.
7 ABl. C 117 vom 11.3.2022, S. 159.
8 ABl. C 184 vom 5.5.2022, S. 99.
9 ABl. C 342 vom 6.9.2022, S. 58.
10 Angenommene Texte, P9_TA(2022)0362.
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Transparenz und Rechenschaftspflicht in den Organen der EU11,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 16. Februar 2023 zur Weiterverfolgung der 
vom Parlament geforderten Maßnahmen zur Stärkung der Integrität der Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union12, 

– unter Hinweis auf die Jahresberichte der Europäischen Bürgerbeauftragten,

– gestützt auf Artikel 122 Absatz 7 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union 
(EuGH) und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR),

– unter Hinweis auf das Urteil des EuGH vom 25. Januar 2023 in der Rechtssache 
T-163/21, De Capitani/Rat13 (im Folgenden „Urteil in der Rechtssache De 
Capitani/Rat“),

– unter Hinweis auf da Urteil des EuGH vom 27. November 2019 in der Rechtssache 
T-31/18, Luisa Izuzquiza und Arne Semsrott/Europäische Agentur für die Grenz- und 
Küstenwache14 (im Folgenden „Urteil in der Rechtssache T-131/18“),

– unter Hinweis auf die Berichte der Kommission, des Rates und des Parlaments über die 
Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 aus den Jahren 2019, 2020 und 2021,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 1367/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 6. September 2006 über die Anwendung der Bestimmungen des 
Übereinkommens von Århus über den Zugang zu Informationen, die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in 
Umweltangelegenheiten auf Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft15,

– gestützt auf Artikel 54 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses für konstitutionelle Fragen,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und 
Inneres (A9-0179/2023),

A. in der Erwägung, dass im EUV festgelegt ist, dass alle Bürgerinnen und Bürger das 
Recht haben, am demokratischen Leben der Union teilzunehmen und dass die 
Entscheidungen so offen und bürgernah wie möglich16 getroffen werden müssen; in der 
Erwägung, dass im AEUV festgelegt ist, dass die Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union unter weitestgehender Beachtung des Grundsatzes der Offenheit 
handeln und die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie Personen mit Wohnsitz in 

11 Angenommene Texte, P9_TA(2022)0448.
12 Angenommene Texte, P9_TA(2023)0054.
13 Urteil vom 25. Januar 2023, De Capitani/Rat, T-163/21, EU:T:2023:15.
14 Urteil vom 27. November 2019, Luisa Izuzquiza und Arne Semsrott/Europäische Agentur für die Grenz- und 
Küstenwache, T-31/18, EU:T:2019:815.
15 ABl. L 264 vom 25.9.2006, S. 13.
16 Artikel 10 Absatz 3 EUV, ausgelegt im Sinne der Erwägung 13 seiner Präambel sowie der Artikel 1 Absatz 2 
und Artikel 9.
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einem Mitgliedstaat das Recht auf Zugang zu Dokumenten haben17; in der Erwägung, 
dass es sich bei dem Recht auf Zugang zu Dokumenten um ein Grundrecht handelt, das 
durch die Charta der Grundrechte der Europäischen Union und die Verträge geschützt 
ist und das die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger auf proaktive Weise wahrnehmen 
können sollten, damit sie ihr Recht auf Überwachung der Arbeit und Tätigkeiten der 
Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union wirksam ausüben können, 
insbesondere im Hinblick auf die Gesetzgebung; in der Erwägung, dass der EuGH 
wiederholt die Verbindung zwischen dem Zugang zu Dokumenten und der Demokratie 
hervorgehoben hat; 

B. in der Erwägung, dass in der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 festgestellt wird, dass ein 
umfassenderer Zugang zu Dokumenten insbesondere dann gewährt werden sollte, wenn 
die Organe der Union im Rahmen übertragener Befugnisse als Gesetzgeber tätig sind; 
hebt hervor, dass insbesondere der direkte Zugang zu legislativen Dokumenten 
sichergestellt werden muss;

C. in der Erwägung, dass der EuGH hervorgehoben hat, dass die öffentliche Kontrolle von 
Informationen, auf deren Grundlage gesetzgeberische Maßnahmen getroffen werden, 
eine Voraussetzung für die Ausübung demokratischer Rechte ist18; in der Erwägung, 
dass der EuGH zu dem Schluss kam, dass durch Offenheit im Hinblick auf 
Informationen dieser Art zur Stärkung der Demokratie beigetragen wird, da die 
Bürgerinnen und Bürger dadurch in die Lage versetzt werden, alle Informationen zu 
prüfen, die als Grundlagen der Gesetzgebungstätigkeit herangezogen wurden; in der 
Erwägung, dass der EuGH festgestellt hat, dass die Möglichkeit der Bürgerinnen und 
Bürger, sich über die Grundlagen der Gesetzgebungstätigkeit zu informieren, eine 
Voraussetzung dafür ist, dass sie ihre demokratischen Rechte wirksam ausüben können;

D. in der Erwägung, dass Offenheit und verantwortungsvolle Verwaltungstätigkeit in der 
Arbeitsweise und den Beschlussfassungsverfahren der EU unerlässlich sind, um 
Vertrauen in die Union aufzubauen, und dass damit für eine größere Legitimität, 
Effizienz und Rechenschaftspflicht der Verwaltung im Sinne der Bürgerinnen und 
Bürger gesorgt wird; in der Erwägung, dass die Arbeitsweise der EU auf der 
repräsentativen Demokratie beruht; in der Erwägung, dass die Organe, Einrichtungen 
und sonstigen Stellen der Union höchstmögliche Transparenz-, Rechenschaftspflichts- 
und Integritätsstandards anstreben müssen; in der Erwägung, dass Kontrollmethoden 
benötigt werden, bei denen demokratische Aufsichts-, Kontroll- und 
Überwachungstätigkeiten miteinander verbunden werden; in der Erwägung, dass 
Offenheit und Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger und der Zivilgesellschaft am 
demokratischen Leben der Union wesentliche Voraussetzungen dafür sind, dass eine 
verantwortungsvolle Verwaltungstätigkeit in den Organen der Union gefördert wird; 

E. in der Erwägung, dass der Zugang zu korrekten Informationen entscheidend ist, um 
Desinformation zu verhindern und Falschmeldungen zu bekämpfen;

17 Artikel 15 AEUV.
18 Urteil des EuGH vom 1. Juli 2008, Königreich Schweden und Maurizio Turco/Rat der Europäischen Union, 
C-39/05 P und C-52/05, EU:C:2008:374; und Urteil des EuGH vom 17. Oktober 2013, Rat der Europäischen 
Union/Access Info Europe, C-280/11P, EU:C:2013:671.
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F. in der Erwägung, dass die Plenarversammlung der Konferenz zur Zukunft Europas im 
Bericht über das endgültige Ergebnis der Konferenz forderte, dass der Zugang zu 
Maßnahmen der EU für die Bürgerinnen und Bürger durch bessere Informationen, 
Bildung, Bürgerbeteiligung und Transparenz verbessert wird; in der Erwägung, dass sie 
ebenfalls forderte, dass das Beschlussfassungsverfahren der EU verbessert wird, um die 
Handlungsfähigkeit der EU sicherzustellen, und dabei die Interessen aller 
Mitgliedstaaten zu berücksichtigen und für ein transparentes und für die Bürgerinnen 
und Bürger verständliches Verfahren zu sorgen; in der Erwägung, dass ein klares 
öffentliches Interesse an der Offenlegung von legislativen Dokumenten besteht, damit 
die Bürgerinnen und Bürger ihr Recht, das Gesetzgebungsverfahren zu kontrollieren, 
wirksam wahrnehmen können; in der Erwägung, dass der Rat gemäß Artikel 16 
Absatz 8 EUV öffentlich tagen muss, wenn er über Entwürfe von Rechtsakten berät und 
abstimmt; in der Erwägung, dass die Tatsache, dass die meisten vorbereitenden 
Dokumente in laufenden Gesetzgebungsverfahren als „LIMITE“ eingestuft werden, 
eine unverhältnismäßige Einschränkung des Rechts der Bürgerinnen und Bürger auf 
Zugang zu legislativen Dokumenten darstellt; in der Erwägung, dass alle in den 
vorbereitenden Gremien erstellten und/oder in Umlauf gebrachten legislativen 
Dokumente in einem benutzerfreundlichen öffentlichen Register aufgeführt werden 
sollten, damit die Bürgerinnen und Bürger ihr Recht auf Zugang zu Dokumenten in 
vollem Umfang wahrnehmen können; in der Erwägung, dass dem EuGH zufolge der 
Zugang zu legislativen Dokumenten so umfassend wie möglich sein muss und dass die 
Verweigerung des Zugangs, auch in den Arbeitsgruppen des Rates, gut begründet sein 
muss19;

G. in der Erwägung, dass die Grundsätze der Offenheit und Transparenz nicht nur für das 
Beschlussfassungsverfahren gelten sollten, sondern auch für die Art und Weise, in der 
ein Text verfasst wird; in der Erwägung, dass Transparenz und der Zugang zu 
Dokumenten auch mit Blick auf die Frage sichergestellt sein sollten, wie Maßnahmen 
der EU auf allen Ebenen umgesetzt und EU-Gelder verwendet werden;

H. in der Erwägung, dass die Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger in Bezug auf 
Transparenz, Effizienz und Rechenschaftspflicht öffentlicher Einrichtungen sowie 
mögliche technische Lösungen in den letzten Jahren größer geworden sind; in der 
Erwägung, dass es notwendig sein könnte, die Umsetzung der aktuellen 
Rechtsvorschriften sowie der Rechtsprechung des EuGH und des EGMR durchzusetzen 
und neue technische Lösungen und Leitlinien sowie Maßnahmen zur Überwachung der 
Fortschritte anzunehmen, um diesen Entwicklungen Rechnung zu tragen und die 
Rechenschaftspflicht und Effizienz zu erhöhen;

I. in der Erwägung, dass die Bedenken, die in den von der Europäischen 
Bürgerbeauftragten im Jahr 2021 abgeschlossenen Untersuchungen erhobenen wurden, 
in erster Linie die Transparenz bei der Beschlussfassung, die Rechenschaftspflicht und 
die Verweigerung des Zugangs der Öffentlichkeit zu Informationen und Dokumenten 
(29 %) betrafen, gefolgt von Dienstleistungskultur (26 %), der angemessenen Nutzung 
von Ermessensspielräumen, unter anderem in Vertragsverletzungsverfahren (18 %), der 
Einhaltung von Verfahrensrechten (12 %) und der Verletzung von Grundrechten 

19 Urteil De Capitani/Rat.
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(11 %)20; in der Erwägung, dass dem Jahresbericht der Bürgerbeauftragen 2021 zufolge 
der nach wie vor vorhandene „Drehtüreffekt“ einen Anlass zur Sorge darstellt; 

J. in der Erwägung, dass die Bürgerbeauftragte in der Sache 1499/2021/SF21 feststellte, 
dass die Weigerung des Rates und der Kommission, der Öffentlichkeit den 
vollständigen Zugang zu Dokumenten im Zusammenhang mit legislativen 
Verhandlungen zu gewähren, einen Missstand in der Verwaltungstätigkeit darstellt; 

K. in der Erwägung, dass bei der 2021 durchgeführten Überprüfung des „beschleunigten 
Verfahrens“ der Bürgerbeauftragten zur Bearbeitung von Beschwerden über den 
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten sowohl eine deutliche Verkürzung der 
Bearbeitungszeiten um zwei Drittel als auch ein Anstieg der Zahl der Beschwerden 
bezüglich des Zugangs zu Dokumenten festgestellt wurden22; 

L. in der Erwägung, dass die Bürgerbeauftragte in der Sache 1499/2021/SF23 feststellte, 
dass die Weigerung des Rates, der Öffentlichkeit vollständigen Zugang zu Dokumenten 
im Zusammenhang mit legislativen Verhandlungen zu gewähren, einen Missstand in der 
Verwaltungstätigkeit darstellt; in der Erwägung, dass die Unterrichtung der 
Öffentlichkeit über den Fortschritt bei Gesetzgebungsverfahren eine rechtliche 
Verpflichtung ist; in der Erwägung, dass ein zeitnaher Zugang zu legislativen 
Dokumenten entscheidend dafür ist, dass die Bürgerinnen und Bürger ihr vertraglich 
verankertes Recht auf Teilnahme am demokratischen Leben der EU wahrnehmen 
können;

M. in der Erwägung, dass die Union mit ihrer Reaktion auf die COVID-19-Krise ihre 
Handlungsfähigkeit unter Beweis gestellt, aber auch gezeigt hat, dass in der Union mehr 
Transparenz sowie die Annahme besserer politischer Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Desinformation erforderlich sind, damit die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger 
besser und genauer informiert werden; in der Erwägung, dass die „Ad-hoc-
Arbeitsgruppe“ des Rates zu COVID-19-Zertifikaten ihre Tätigkeiten ohne 
ausreichende Transparenz durchgeführt hat;

N. in der Erwägung, dass das Parlament im Dezember 2011 seinen Standpunkt in erster 
Lesung zum Vorschlag der Kommission für eine Verordnung zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 angenommen hat; in der Erwägung, dass die 
Verhandlungen über diese Verordnung seit 2012 zum Stillstand gekommen sind; in der 
Erwägung, dass die EU seit dem Inkrafttreten der Verordnung viele neue Aufgaben 
übernommen hat; in der Erwägung, dass mit mehr Verantwortung mehr Transparenz, 
demokratische Kontrolle und Rechenschaftspflicht einhergehen müssen, damit die EU 
in den Augen der Bürgerinnen und Bürger ihre Glaubwürdigkeit, Legitimität und 
Vertrauenswürdigkeit behält;

20 Europäische Bürgerbeauftragte: Jahresbericht 2021. 18. Mai 2022, S. 32.
21 Europäische Bürgerbeauftragte: Entscheidung betreffend die Weigerung des Rates der Europäischen Union, 
der Öffentlichkeit uneingeschränkten Zugang zu Dokumenten im Zusammenhang mit den Verhandlungen über 
den Entwurf des „Gesetzes über digitale Märkte“ zu gewähren. 27. Juni 2022.
22 Europäische Bürgerbeauftragte: Jahresbericht 2021. 18. Mai 2022.
23 Europäische Bürgerbeauftragte: Entscheidung betreffend die Weigerung des Rates der Europäischen Union, 
der Öffentlichkeit uneingeschränkten Zugang zu Dokumenten im Zusammenhang mit den Verhandlungen über 
den Entwurf des „Gesetzes über digitale Märkte“ zu gewähren. 27. Juni 2022.

https://www.ombudsman.europa.eu/de/doc/annual-report/de/156017
https://www.ombudsman.europa.eu/de/decision/de/157727
https://www.ombudsman.europa.eu/de/decision/de/157727
https://www.ombudsman.europa.eu/de/decision/de/157727
https://www.ombudsman.europa.eu/de/doc/annual-report/de/156017
https://www.ombudsman.europa.eu/de/decision/de/157727
https://www.ombudsman.europa.eu/de/decision/de/157727
https://www.ombudsman.europa.eu/de/decision/de/157727
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O. in der Erwägung, dass der EuGH im Urteil De Capitani/Rat klargestellt hat, dass der 
Zweck der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 darin besteht, der Öffentlichkeit ein Recht 
auf größtmöglichen Zugang zu Dokumenten zu geben, weshalb Ausnahmen von diesem 
Grundsatz eng auszulegen und strikt anzuwenden sind; in der Erwägung, dass er ferner 
klargestellt hat, dass in Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 unter 
anderem eine Ausnahme für den Zugang zu legislativen Dokumenten vorgesehen ist, 
wenn durch eine Offenlegung des Dokuments das Beschlussfassungsverfahren des 
Organs ernstlich beeinträchtigt würde; in der Erwägung, dass der Rat bei einer 
Verweigerung des Zugangs zu Dokumenten unter Berufung auf diese 
Ausnahmeregelung grundsätzlich erläutern muss, inwiefern durch den Zugang zu 
diesem Dokument das Beschlussfassungsverfahren konkret und tatsächlich 
beeinträchtigt werden könnte, wobei die Gefahr einer solchen Beeinträchtigung bei 
vernünftiger Betrachtung absehbar sein muss und nicht rein hypothetisch sein darf;

P. in der Erwägung, dass der EuGH, nachdem er in dem Urteil in der Rechtssache 
T-131/18 zugunsten von Frontex entschieden hatte, zwei Personen zur Zahlung eines 
Betrags von 23 700 EUR für die Erstattung von Rechtsberatungskosten an Frontex 
verurteilte, den er später auf 10 520 EUR reduzierte; in der Erwägung, dass die 
Bürgerbeauftragte in ihrer Entscheidung vom 15. Dezember 2022 in den Fällen 
1261/2020 und 1361/202024 in Verbindung mit den jüngsten Praktiken im Hinblick auf 
den Zugang zu Dokumenten einen Missstand in der Verwaltungstätigkeit von Frontex 
festgestellt hat, insbesondere die Weigerung der Agentur, mit Personen, die um den 
Zugang zu Dokumenten ersuchen, per E-Mail zu kommunizieren; in der Erwägung, 
dass diese Praktiken, technische Hindernisse für den Zugang zu Dokumenten zu 
schaffen und die Erstattung von unverhältnismäßig hohen Kosten für externe Anwälte 
zu verlangen, auf Mitglieder der Gesellschaft, die Frontex um den Zugang zu 
Dokumenten ersuchen, eine abschreckende Wirkung haben und letztlich eine 
Mitursache dafür werden könnten, dass das Handeln von Frontex noch intransparenter 
wird und die Dokumente zu den Tätigkeiten von Frontex vollständig unzugänglich 
werden; in der Erwägung, dass das Parlament Frontex in seiner Entschließung vom 
21. Oktober 202125 und im Bericht der Frontex-Kontrollgruppe aufforderte, davon 
Abstand zu nehmen, von Antragstellern in Rechtssachen, die Anträge auf Zugang zu 
Informationen betreffen, eine Erstattung der mitunter unverhältnismäßig hohen Kosten 
für externe Anwälte zu verlangen;

Aktuelle Entwicklungen 

1. betont, dass die Organe der Union verpflichtet sind, Artikel 15 Absatz 3 AEUV im 
Einklang mit den demokratischen Grundsätzen umzusetzen, insbesondere denjenigen, 
die in Artikel 10 Absatz 3 EUV und Artikel 42 der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union festgelegt sind; weist noch einmal darauf hin, dass in Artikel 10 
Absatz 3 EUV festgelegt ist, dass alle Bürgerinnen und Bürger das Recht haben, am 

24 Europäische Bürgerbeauftragte: Entscheidung über Fragen im Zusammenhang mit der Art der 
Kommunikation der Europäischen Agentur für die Grenz- und Küstenwache (Frontex) mit den Bürgerinnen und 
Bürgern in Bezug auf ihr Portal für den Zugang zu Dokumenten. 15. Dezember 2022.
25 Entwurf einer Entschließung des Europäischen Parlaments vom 21. Oktober 2021 mit den Bemerkungen, die 
fester Bestandteil des Beschlusses über die Entlastung für die Ausführung des Haushaltsplans der Europäischen 
Agentur für die Grenz- und Küstenwache für das Haushaltsjahr 2019 sind (Angenommene Texte, 
P9_TA(2021)0442). 

https://www.ombudsman.europa.eu/de/decision/de/164152
https://www.ombudsman.europa.eu/de/decision/de/164152
https://www.ombudsman.europa.eu/de/decision/de/164152
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demokratischen Leben der Union teilzunehmen, wodurch hervorgehoben wird, dass 
Entscheidungen so offen und bürgernah wie möglich getroffen werden müssen; betont, 
dass Transparenz und ein möglichst umfassender Zugang zu Dokumenten unerlässlich 
sind, um die Rechenschaftspflicht und die demokratische Überwachung der Organe der 
Union sicherzustellen, und dass das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Union 
unmittelbar von der Transparenz abhängig ist;

2. nimmt zur Kenntnis, dass bei der Kommission die meisten Erstanträge (7 445 im Jahr 
2019, 8 001 im Jahr 2020, 8 420 im Jahr 2021) auf Zugang der Öffentlichkeit zu 
Dokumenten gestellt werden, gefolgt vom Rat (2 567 im Jahr 2019, 2 321 im Jahr 2020, 
2 083 im Jahr 2021) und vom Parlament (645 im Jahr 2019, 442 im Jahr 2020, 499 im 
Jahr 2021); stellt fest, dass die Antwortquote der Organe insgesamt positiv ist (2019 lag 
die Antwortquote der Kommission bei 78 %, die des Rates bei 74,7 % und die des 
Parlaments bei 93 %, 2020 betrug sie bei der Kommission 81 %, beim Rat 84,1 % und 
beim Parlament 93 % und 2021 erreichte die Kommission 73,7 %, der Rat 83,3 % und 
das Parlament 95 %); weist jedoch darauf hin, dass durch die regelmäßigen 
Verzögerungen und die unbegründete Verweigerung des, auch teilweisen, Zugangs der 
Öffentlichkeit zu Dokumenten das Recht der Bürgerinnen und Bürger auf Kontrolle der 
Organe der Union untergraben wird; fordert die Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union nachdrücklich auf, Statistiken zu nicht eingehaltenen Fristen bei der 
Beantwortung von Anträgen auf Zugang vorzulegen; betont, dass im Fall der 
Kommission die Fristen für die Überprüfung der ersten Zugangsentscheidung in 85 % 
der Fälle nicht eingehalten wurden26; 

3. erklärt sich besorgt über die häufige Anwendung der Ausnahmen nach Artikel 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001, um den uneingeschränkten Zugang zu Dokumenten 
verweigern; weist erneut darauf hin, dass ein Organ, eine Einrichtung oder eine sonstige 
Stelle, das bzw. die sich auf eine der Ausnahmen für den Zugang zu Dokumenten nach 
diesem Artikel beruft, eine objektive Einzelfallbewertung vornehmen und nachweisen 
muss, dass die Gefahr einer Beeinträchtigung des geschützten Interesses fundiert, 
vorhersehbar und nicht rein hypothetisch ist, und hinreichend begründen muss, wie das 
geschützte Interesse durch den Zugang zu dem betreffenden Dokument tatsächlich 
konkret beeinträchtigt würde27; fordert die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen 
der Union auf, diese Bewertungen in ihre Verfahren für die Bereitstellung des Zugangs 
zu Dokumenten zu integrieren; betont, dass es möglich sein könnte, einige Teile eines 
Dokuments freizugeben, während andere Teile unter Berücksichtigung des 
übergeordneten öffentlichen Interesses am Zugang, einschließlich der Notwendigkeit, 
gute Regierungsführung, Effizienz und Rechenschaftspflicht gegenüber den 
Bürgerinnen und Bürgern sicherzustellen, geschützt werden müssen; hebt hervor, dass 
das Recht der Öffentlichkeit auf den Zugang zu Dokumenten von Arbeitsgruppen des 
Rates, die im Rahmen eines Gesetzgebungsverfahrens tätig sind, in der Rechtsprechung 
des EuGH28 anerkannt wurde; stellt allerdings fest, dass der Zugang weiterhin aktiv 

26 Europäische Bürgerbeauftragte: Ombudsstelle ersucht Kommission, sich dringend mit systemischen 
Verzögerungen bei der Bearbeitung von Anträgen auf Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten zu befassen. 
28. März 2023. 
27 Urteil des EuGH vom 22. März 2018, Emilio De Capitani/Europäisches Parlament, T-540/15, EU:T:2018:167; 
Urteil des EuGH vom 1. Juli 2008, Königreich Schweden und Maurizio Turco/Rat der Europäischen Union, 
C-39/05 P und C-52/05, EU:C:2008:374. 
28 Urteil De Capitani/Rat.

https://www.ombudsman.europa.eu/en/news-document/en/167763
https://www.ombudsman.europa.eu/en/news-document/en/167763
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beantragt werden muss29; stellt mit Besorgnis fest, dass Antragsteller beim Zugang zu 
Dokumenten häufig Probleme haben, weil die Organe, Einrichtungen oder sonstigen 
Stellen den Zugang auf der Grundlage von substanzlosen Argumenten verweigern oder 
weil mit ähnlichen Anträgen unterschiedlich verfahren wird; fordert die Organe der 
Union auf, bewährte Verfahren zu entwickeln, um eine einheitliche Anwendung und 
Auslegung der Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 und der 
einschlägigen Rechtsprechung des EuGH zu ermöglichen; fordert ferner, dass die EU-
Agenturen die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 in ihren Verfahren für den Zugang zu 
Dokumenten umsetzen30;

4. weist darauf hin, dass nach Ansicht der Europäischen Bürgerbeauftragten 
Einschränkungen des Zugangs zu Dokumenten und insbesondere zu legislativen 
Dokumenten Ausnahmecharakter haben und auf das absolut notwendige Maß 
beschränkt sein sollten; weist ferner darauf hin, dass jede Entscheidung über die 
Ablehnung des öffentlichen Zugangs zu Dokumenten auf einer klar und genau 
definierten rechtlichen Ausnahmeregelung beruhen und ordnungsgemäß und konkret 
begründet werden muss, damit die Bürgerinnen und Bürger die Ablehnung des Zugangs 
verstehen und von den ihnen zur Verfügung stehenden Rechtsbehelfen wirksam 
Gebrauch machen können; ist der Auffassung, dass mit einem proaktiveren Ansatz dazu 
beigetragen würde, eine wirksame Transparenz sicherzustellen und teure und 
aufwendige Rechtsstreitigkeiten zwischen den Bürgerinnen und Bürgern einerseits und 
den Organen andererseits zu verhindern;

5. bedauert, dass der Zugang zu Gutachten der Juristischen Dienste der Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union zu stark eingeschränkt ist; betont, dass 
die Interessen der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen bei der Einholung von 
Rechtsberatung und beim Erhalt von offener, objektiver und umfassender Beratung nur 
dann durch die Einschränkung des öffentlichen Zugangs geschützt werden dürfen, wenn 
die Gefahr einer Beeinträchtigung des Beschlussfassungsverfahrens bei vernünftiger 
Betrachtung absehbar und nicht rein hypothetisch ist und die Inhalte der Rechtsberatung 
besonders sensibel sind; nimmt das Urteil des EuGH31 zur Kenntnis, in dem festgestellt 
wird, dass in der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 grundsätzlich eine Verpflichtung zur 
Offenlegung der Gutachten des Juristischen Dienstes des Rates im Zusammenhang mit 
Gesetzgebungsverfahren vorgesehen ist; nimmt zur Kenntnis, dass nach Ansicht des 
EuGH die einzigen möglichen Gründe für eine Ablehnung aufgrund des Schutzes der 
im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens erteilten Rechtsberatung darin bestehen, dass 
der Inhalt des Gutachtens besonders sensibel ist oder eine besonders große Tragweite 
hat, die über den Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens hinausgeht; bekräftigt die 
Auffassung des EuGH, dass das betreffende Organ in solchen Fällen verpflichtet ist, 
eine ausführliche Begründung für eine solche Ablehnung zu geben;

6. nimmt mit großer Besorgnis zur Kenntnis, dass sich die Kommission im Jahr 2021 nach 
einem Antrag auf Zugang der Öffentlichkeit zu Textnachrichten zwischen der 
Kommissionspräsidentin und dem Vorstandsvorsitzenden eines Pharmaunternehmens 

29 Urteil De Capitani/Rat.
30 Becker, M.: EU-Kommission löscht massenhaft Mails – und archiviert Chats erst gar nicht. Der Spiegel, 
12. November 2021.
31 Urteil des Gerichtshofs vom 21. April 2021, Laurent Pech/Rat der Europäischen Union, T-252/19, 
EU:T:2021:203.

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/ursula-von-der-leyen-droht-aerger-eu-kommission-loescht-massenhaft-mails-und-archiviert-chats-erst-gar-nicht-a-f3ad30fc-4ea4-43d7-a2d0-7767126d8a1d
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über den Kauf von COVID-19-Impfstoffen durch die Kommission geweigert hat, 
anzuerkennen, dass diese Textnachrichten unter die Begriffsbestimmung eines 
„Dokuments“ gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 fallen; weist darauf hin, dass 
die Kommission solche Textnachrichten zwar registrieren und suchen müsste, jedoch 
immer noch entscheiden könnte, der Öffentlichkeit keinen vollständigen Zugang dazu 
zu gewähren, wenn die in der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 aufgeführten 
Ausnahmen, wie z. B. geschäftliche Interessen, zutreffen; weist erneut darauf hin, dass 
die Registrierung eines Dokuments eine Folge des Vorhandenseins eines Dokuments ist 
und keine Voraussetzung für dessen Vorhandensein; nimmt die Feststellung der 
Bürgerbeauftragten über einen Missstand in der Verwaltungstätigkeit der Kommission 
in dieser Sache zur Kenntnis32; ist besorgt darüber, dass die Kommission der 
Empfehlung der Bürgerbeauftragten im Anschluss an ihre Untersuchung, erneut nach 
einschlägigen Textnachrichten zu suchen, nicht nachgekommen ist; fordert die 
Kommission auf, unverzüglich eine vollständige Suche durchzuführen; bringt seine 
tiefe Besorgnis über die wachsende Distanz zwischen den Bürgerinnen und Bürgern und 
den Organen der Union zum Ausdruck, die durch diese Situation verursacht wurde; 

7. bedauert, dass die interne Strategie der Kommission in der Praxis darin besteht, 
Textnachrichten nicht zu registrieren, und zwar mit der Begründung, dass es sich dabei 
um „kurzlebige Dokumente“ handele, die aufgrund ihrer Kurzlebigkeit „nicht dazu 
bestimmt sind, wichtige Informationen über die Politik, die Tätigkeiten und die 
Entscheidungen der Kommission zu enthalten“; weist jedoch darauf hin, dass 
Textnachrichten in der Praxis zu diesem Zweck verwendet werden; fordert die 
Kommission nachdrücklich auf, ihre internen Leitlinien für die Registrierung von 
Dokumenten mit der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 in Einklang zu bringen und 
Textnachrichten in Verbindung mit der Politik, den Tätigkeiten und den Entscheidungen 
der Kommission zu registrieren; stellt mit Interesse fest, dass es in mehreren 
Mitgliedstaaten zur gängigen Praxis öffentlicher Einrichtungen geworden ist, 
Textnachrichten zu ihren Maßnahmen, Tätigkeiten und Entscheidungen, die den 
Gesetzen über den Zugang zu Dokumenten unterliegen, zu archivieren;

8. stellt fest, dass die Kommission Daten gelöscht hat, darunter Protokolle von 
nichtöffentlichen Sitzungen, Berichte und interne Dokumente; bringt seine Besorgnis 
darüber zum Ausdruck, dass diese Praxis zur Folge hat, dass wichtige, für politische 
Entscheidungen relevante Korrespondenz verschwunden ist; fordert die Kommission 
auf, eine systematische Registrierung und Archivierung der nicht privaten 
Korrespondenz im Zusammenhang mit wichtigen politischen Entscheidungen 
sicherzustellen;

9. bedauert, dass das Parlament Schwierigkeiten hat, von der Kommission Zugang zu 
vollständigen und detaillierten Informationen über die Umsetzung und Durchsetzung 
des Unionsrechts zu erhalten; bedauert, dass nicht zu allen spezifischen 
Vertragsverletzungsverfahren, insbesondere zu den Verfahren, die seit Langem 
anhängig sind, Übersichten über aktuelle Informationen zu den neuesten Entwicklungen 
proaktiv veröffentlicht werden und dass Informationen zum EU-Pilot-System, einem 

32 Europäische Bürgerbeauftragte: Entscheidung zur Weigerung der Europäischen Kommission, der Öffentlichkeit 
Zugang zu Textnachrichten zu gewähren, die zwischen der Kommissionspräsidentin und dem Geschäftsführer 
eines Pharmaunternehmens über den Erwerb eines COVID-19-Impfstoffs ausgetauscht wurden. 
16. September 2021.

https://www.ombudsman.europa.eu/de/decision/de/158295
https://www.ombudsman.europa.eu/de/decision/de/158295
https://www.ombudsman.europa.eu/de/decision/de/158295
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informellen Dialog zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten zur Anwendung 
des Unionsrechts im Vorfeld einer möglichen Verletzung, fehlen; ist der Auffassung, 
dass dadurch die parlamentarische und öffentliche Kontrolle beeinträchtigt wird; fordert 
die Organe der Union auf, den Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit zu achten und 
diese Informationen proaktiv zu veröffentlichen;

10. bedauert, dass die Kommission nicht proaktiv Statistiken über die Wirksamkeit der 
politischen Maßnahmen der EU, insbesondere im Zusammenhang mit den Bereichen 
Justiz und Inneres, veröffentlicht, wodurch die öffentliche Kontrolle von politischen 
Maßnahmen mit wesentlichen Auswirkungen auf die Grundrechte in einem hohen Maß 
beeinträchtigt wird; fordert die Kommission auf, solche Statistiken proaktiv zu 
veröffentlichen, um nachzuweisen, dass diese Maßnahmen erforderlich und ihrem 
jeweiligen Ziel angemessen sind;

11. bedauert, dass offizielle Dokumente von den Organen der Union zu häufig als 
Verschlusssachen eingestuft werden; bekräftigt seinen Standpunkt zum Zugang zu 
Dokumenten aus früheren Berichten, dass klare und einheitliche Regeln für die 
Einstufung und Freigabe von Dokumenten festgelegt werden müssen und eine 
unabhängige EU-Behörde zur Überwachung der Durchsetzung dieser Regeln 
eingerichtet werden muss; bedauert, dass ernsthafte Folgemaßnahmen durch 
Kommission und Rat fehlen;

12. betont, dass internationale Abkommen verbindlich sind und Auswirkungen auf die 
Rechtsvorschriften der EU haben, und hebt hervor, dass die Verhandlungen während 
des gesamten Verfahrens für das Parlament transparent sein müssen, auch dadurch, dass 
den MdEP Zugang zu den einschlägigen Dokumenten gewährt wird; weist erneut darauf 
hin, dass das Parlament nach Artikel 218 AEUV in allen Phasen des Verfahrens 
unverzüglich und umfassend zu unterrichten ist;

13. nimmt zur Kenntnis, dass der Rat im Jahr 2021 von insgesamt 3 586 Dokumenten, die 
dem Register hinzugefügt wurden, 1 327 legislative Dokumente als „LIMITE“ 
eingestuft hat und dass 839 dieser Dokumente anschließend auf Antrag veröffentlicht 
wurden33; betont, dass der Zugang der Bürgerinnen und Bürger zu Dokumenten durch 
die unverhältnismäßige Verwendung der Einstufung als „LIMITE“ stark behindert und 
verzögert wird; fordert den Rat auf, seine Leitlinien für die Einstufung von Dokumenten 
als „LIMITE“ zu überarbeiten, um standardmäßig eine proaktive Veröffentlichung 
sicherzustellen, Dokumente nur in hinreichend begründeten Ausnahmefällen als 
„LIMITE“ einzustufen und eine solche Einschränkung regelmäßig zu überprüfen; 
bedauert, dass der Rat die verfügbaren Informationen über legislative Dokumente in 
einem Register bereitstellt, das unvollständig und nicht benutzerfreundlich ist;

14. bringt seine Besorgnis über die Schwierigkeiten beim Zugang zu Dokumenten einiger 
EU-Agenturen zum Ausdruck, durch die verhindert wird, dass Bürgerinnen und Bürger 
und MdEP diese effektiv kontrollieren können; ist der Ansicht, dass die Offenlegung 
von Treffen und Kontakten zwischen EU-Agenturen und Dritten erforderlich ist, um für 

33 Entwurf des zwanzigsten Jahresberichts des Rates über die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten 
des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission.

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-8196-2022-INIT/de/pdf


PE740.656v02-00 14/31 RR\1278339DE.docx

DE

mehr Transparenz zu sorgen;

15. nimmt zur Kenntnis, dass Frontex auf einer eigenen Website ein Dokumentenregister 
eingerichtet und im ersten Jahr nach dessen Einführung im März 2022 nahezu 
2 000 Dokumente in dieses Register hochgeladen hat; bedauert jedoch, dass das 
Register wenige Dokumente enthält, die die Durchführung gemeinsamer Aktionen, also 
die Kerntätigkeit der Agentur, betreffen; betont, dass der öffentliche Zugang zu 
Dokumenten von Frontex für das Verständnis der Arbeit der Agentur notwendig ist und 
bedauert, dass im Jahr 2020 bei weniger als 5 % der Anträge auf Zugang der 
Öffentlichkeit zu Dokumenten ein vollständiger Zugang gewährt wurde, wodurch eine 
wirksame öffentliche Kontrolle verhindert wird; schließt sich der Empfehlung der 
Bürgerbeauftragten im Anschluss an ihre Initiativuntersuchung 4/2021/MHZ an, dass 
die Agentur einen proaktiveren Ansatz in Bezug auf die Transparenz verfolgen sollte, 
um eine größere Rechenschaftspflicht im Zusammenhang mit ihren Tätigkeiten 
sicherzustellen;

16. erklärt seine tiefe Besorgnis über die lange Verzögerung, mit der die MdEP Zugang 
zum Bericht des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) über das 
Fehlverhalten mehrerer Bediensteter von Frontex, einschließlich der obersten 
Führungsebene, in Verbindung mit ihrer operativen Tätigkeit erhalten haben; ist besorgt 
darüber, dass sowohl der Verwaltungsrat von Frontex als auch das OLAF versäumt 
haben, die Verantwortlichkeit für den Bericht und die Beschlussfassungsverfahren für 
seine Veröffentlichung zu definieren, nachdem MdEP und die Bürgerbeauftragte dies 
gefordert hatten; betont, dass die Entscheidung, den Bericht des OLAF nicht umgehend 
allen MdEP zur Verfügung zu stellen, im Widerspruch zu der Notwendigkeit einer 
demokratischen Kontrolle der Agentur stehen könnte; fordert, dass die Ergebnisse der 
weiteren Berichte des OLAF über Frontex öffentlich zugänglich gemacht werden, und 
fordert, dass den MdEP der sofortige Zugang zu diesen zusätzlichen Berichten gewährt 
wird, wenn sie fertiggestellt sind, um die Kontrolle der Agentur durch die MdEP 
sicherzustellen;

17. ist zutiefst besorgt darüber, dass MdEP, ehemalige MdEP und Bedienstete des 
Europäischen Parlaments beschuldigt werden, Korruption begangen, Geld gewaschen 
und sich an einer kriminellen Organisation beteiligt zu haben, um im Gegenzug Einfluss 
auf die Entscheidungen des Parlaments zu nehmen; weist erneut darauf hin, dass 
Transparenz und Zugang zu Dokumenten wichtig sind, um Korruption zu verhindern 
und zu bekämpfen sowie die Rechenschaftspflicht von Personen, die öffentliche 
Aufgaben wahrnehmen, sicherzustellen; stellt fest, dass durch ein hohes Maß an 
Transparenz, auch im Hinblick auf den Zugang zu Dokumenten, die Verfolgung von 
Aktivitäten im Zusammenhang mit dem Beschlussfassungsverfahren erleichtert wird 
und zur Aufdeckung krimineller Aktivitäten beigetragen werden kann; weist erneut auf 
die in seinen Entschließungen vom 15. Dezember 2022 und 16. Februar 2023 
dargelegten Empfehlungen hin und fordert ihre zügige und vollständige Umsetzung;

18. begrüßt, dass der Sonderausschuss zu Einflussnahme aus dem Ausland auf alle 
demokratischen Prozesse in der Europäischen Union, einschließlich Desinformation, 
und zur Stärkung der Integrität, Transparenz und Rechenschaftspflicht im Europäischen 
Parlament (INGE 2) damit betraut wurde, mögliche Defizite in den Regeln des 
Parlaments zu ermitteln und Vorschläge für Reformen zur Stärkung des Vertrauens der 
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Öffentlichkeit in das Parlament zu machen und gleichzeitig das Recht der MdEP auf die 
freie Ausübung ihrer Mandate zu schützen; fordert, dass die abschließenden 
Empfehlungen des INGE 2 zügig umgesetzt werden; bekräftigt seine Forderung der 
Einführung einer verbindlichen Verpflichtung für alle MdEP, akkreditierte 
parlamentarische Assistenten und Bediensteten, alle geplanten Treffen mit Personen 
außerhalb des Parlaments zu veröffentlichen, wenn diese Treffen im Zusammenhang 
mit einem Bericht, einem Initiativbericht oder einer Entschließung des Europäischen 
Parlaments stehen;

19. fordert mehr Transparenz in Bezug auf die nationalen Anträge auf EU-Finanzmittel, die 
Kommunikation zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten und die 
Ausführung von EU-Mitteln;

20. bedauert zutiefst, dass nach wie vor kein vollständiger und öffentlich zugänglicher 
Überblick über die Drittländern zur Erleichterung der Zusammenarbeit in 
Migrationsangelegenheiten bereitgestellten EU-Mittel verfügbar ist; fordert die 
Kommission auf, die Transparenz sicherzustellen, unter anderem durch die Erstellung 
eines klaren Überblicks über alle Instrumente im Rahmen des Unionshaushalts, die für 
die Finanzierung der Zusammenarbeit mit Drittländern im Bereich des 
Migrationsmanagements verwendet werden, auch durch Bereitstellung von 
Informationen über Höhe, Zweck und Quelle der Finanzierung sowie ausführliche 
Angaben zu anderen möglichen, von EU-Agenturen wie Frontex erbrachten 
Unterstützungsmaßnahmen, damit das Parlament und die Öffentlichkeit die Kontrolle 
der Ausführung des Unionshaushalts wirksam wahrnehmen können; fordert die 
Kommission auf, eine genaue Methodik für die Nachverfolgung der für die Bereiche 
Migration und Zwangsumsiedlung vorgesehenen 10 % der Ausgaben zu entwickeln und 
umzusetzen, damit wirksam für angemessene Transparenz und Rechenschaftspflicht in 
Bezug auf diese Ausgaben gesorgt wird, wie in der Verordnung (EU) 2021/94734 
gefordert;

21. lobt den EuGH dafür, dass er die Verkündung seiner Urteile und die Verlesung der 
Schlussanträge des Generalanwalts live auf seiner Website überträgt, sodass die 
Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit haben, die Verhandlungen unter den gleichen 
Bedingungen zu verfolgen, als wären sie physisch anwesend; fordert den EuGH auf, 
auch alle anderen Verhandlungen live zu übertragen;

22. betont, dass die Transparenz der Entscheidungen in Vertragsverletzungsverfahren 
verbessert werden muss; bedauert die fehlende Transparenz im Hinblick auf 
Aufforderungsschreiben an die Mitgliedstaaten und Vertragsverletzungsverfahren gegen 
die Mitgliedstaaten; fordert die Kommission auf, die Einhaltung von Artikel 218 AEUV 
sicherzustellen und der Öffentlichkeit im Zusammenhang mit 
Vertragsverletzungsverfahren Zugang zu einschlägigen Dokumenten, wie z. B. an die 
Mitgliedstaaten übermittelte Dokumente, zu gewähren;

34 Verordnung (EU) 2021/947 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juni 2021 zur Schaffung des 
Instruments für Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit – Europa in 
der Welt, zur Änderung und Aufhebung des Beschlusses Nr. 466/2014/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 2017/1601 des Europäischen Parlaments und des Rates und der 
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 480/2009 des Rates, ABl. L 209 vom 14.6.2021, S. 1.
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Gesetzgebung – Sachstand

23. betont, dass sich das Recht auf Zugang zu Dokumenten seit dem Inkrafttreten des EUV 
und des AEUV auf alle Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union 
erstreckt35; stellt fest, dass das derzeitige Transparenzniveau angesichts der in den 
Verträgen verankerten verstärkten Transparenzverpflichtungen bei einer Überarbeitung 
der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 nicht gesenkt werden sollte; betont, dass der 
einschlägigen Rechtsprechung eine entscheidende Rolle dabei zukommt, die 
Verordnung auf dem neuesten Stand zu halten36; betont, dass es wichtig ist, die 
einschlägige Rechtsprechung zu kodifizieren, die Transparenz weiter zu stärken und die 
Rechenschaftspflicht innerhalb der EU sicherzustellen;

24. weist erneut darauf hin, dass ein Dokument nicht durch seinen Datenträger oder die 
Tatsache, dass es registriert wurde, zu einem Dokument eines bestimmten Organs wird, 
sondern vielmehr durch die Tatsache, dass sein Inhalt einen Sachverhalt betrifft, der 
sich auf Maßnahmen, Tätigkeiten und Entscheidungen bezieht, die in den 
Zuständigkeitsbereich dieses Organs fallen;

Empfehlungen

25. begrüßt die Absicht der Kommission, die Transparenz innerhalb der EU auf der 
Grundlage des Konzepts „Transparenz als Standard“ zu erhöhen; fordert die 
Kommission nachdrücklich auf, keinen Vorschlag zur Überarbeitung der Verordnung 
(EG) Nr. 1049/2001 in Erwägung zu ziehen, mit dem die Standards für die Transparenz 
und den Zugang zu Dokumenten reduziert würden; bedauert, dass die Verhandlungen 
seit Langem zum Stillstand gekommen sind, und fordert den Rat und die Kommission 
nachdrücklich auf, die Verhandlungen mit den anderen Organen auf der Grundlage der 
Vorschläge der Kommission von 2008 und 2011 wiederaufzunehmen; stellt fest, dass 
bei einer Reform zentrale Fragen wie die Ausweitung des Anwendungsbereichs der 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 auf alle Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen 
der Union, der Umfang der Ablehnungsgründe für die Gewährung des Zugangs zu 
Dokumenten, die Begriffsbestimmung für „Dokument“, die Prüfung des öffentlichen 
Interesses, die Transparenz des Gesetzgebungsverfahrens und der Widerstand gegen 
Gruppenfreistellungen behandelt sowie die Rechtsprechung des EuGH und des EGMR 
einbezogen und die neuen technologischen Entwicklungen berücksichtigt werden 
müssen; fordert die Organe der Union auf, konstruktiv zusammenzuarbeiten, um 
letztendlich sicherzustellen, dass die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger ihr Recht 
auf Zugang zu Dokumenten in vollem Umfang wahrnehmen und damit ihre 
Kontrollfunktion gegenüber den Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU 
ausüben können;

26. bedauert, dass sich das Parlament wiederholt geweigert hat, öffentlichen Zugang zu 
Dokumenten zu gewähren, selbst nachdem diese Praxis von der Bürgerbeauftragten als 
Missstand in der Verwaltungstätigkeit eingestuft wurde, und fordert es auf, mit gutem 

35 Artikel 15 Absatz 3 AEUV
36 Siehe zum Beispiel das Urteil des EuGH vom 18. Juli 2017, Kommission/Patrick Breyer, T-213/15, 
EU:C:2017:563, das Urteil des EuGH vom 1. September 2021, Andrea Homoki/Kommission, T-517/19, 
EU:T:2021:529 und das Urteil des EuGH vom 21. April 2021, Laurent Pech/Rat der Europäischen Union, 
T-252/19, EU:T:2021:203.



RR\1278339DE.docx 17/31 PE740.656v02-00

DE

Beispiel voranzugehen; fordert mehr Transparenz, unter anderem durch besseren 
Zugang zu Dokumenten, um die öffentliche Kontrolle zu ermöglichen;

27. hebt vor dem Hintergrund der jüngsten Skandale die Risiken von Sitzungen unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit hervor; bedauert zutiefst, dass die Kommission, der Rat 
und die sonstigen Stellen der EU zu häufig ohne angemessene Begründung auf 
Sitzungen unter Ausschluss der Öffentlichkeit bestehen; ist der Ansicht, dass Anträge 
auf Sitzungen unter Ausschluss der Öffentlichkeit angemessen geprüft werden sollten; 
fordert, dass für Anträge auf den Ausschluss der Öffentlichkeit bei Sitzungen der 
Organe der Union eindeutige Kriterien und Regeln entwickelt werden;

28. fordert die Kommission auf, mehr Transparenz mit Blick auf Verträge mit Dritten 
walten zu lassen; fordert die Kommission auf, im Vergleich zu ihren derzeit 
angewandten Verfahren proaktiver vorzugehen, indem sie möglichst viele 
Informationen über die Ausschreibungsverfahren veröffentlicht;

29. begrüßt die praktischen Empfehlungen der Bürgerbeauftragten zur Aufzeichnung von 
Text- und Sofortnachrichten, die von Bediensteten in ihrer beruflichen Eigenschaft 
versandt oder empfangen werden37; stellt fest, dass arbeitsbezogene Text- und 
Sofortnachrichten „Dokumente“ im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 über 
den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten sind, und fordert die anderen Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union auf, dies ebenfalls anzuerkennen, den 
Empfehlungen der Bürgerbeauftragten entsprechend Folge zu leisten und diese 
Folgemaßnahmen zu veröffentlichen; fordert die anderen Organe, Einrichtungen und 
sonstigen Stellen der Union auf, den Begriff „Dokument“ weit auszulegen, was in einer 
Informationsgesellschaft und vor dem Hintergrund neuer Kommunikationsformen, die 
zur Erörterung von Angelegenheiten im Zusammenhang mit Politik, Tätigkeiten und 
Entscheidungen eingesetzt werden, besonders wichtig ist;

30. begrüßt die Leitlinien der Bürgerbeauftragten aus dem Jahr 2021 für die EU-
Verwaltung über Strategien und Verfahren zur Umsetzung des Rechts auf Zugang der 
Öffentlichkeit zu Dokumenten im Hinblick auf die Verbesserung der internen 
Verfahren, um den Prozess für die Bürgerinnen und Bürger einfach und offen zu 
gestalten, z. B. durch die Bereitstellung von Informationen für die Öffentlichkeit über 
die Beantragung des öffentlichen Zugangs zu Dokumenten, über das Verfahren, das die 
Organe bei der Bearbeitung von Anträgen anwenden, und über die Rechtsmittel38; 
fordert die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union auf, diese Leitlinien 
als Grundlage für ihre Verfahren für den Zugang zu Dokumenten heranzuziehen; 

31. fordert die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union auf, auf ihren 
jeweiligen Websites Informationen darüber zu veröffentlichen, welche Angaben ein 
Antrag auf Zugang zu Dokumenten gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 enthalten 

37 Europäische Bürgerbeauftragte: Closing note on the strategic initiative on how EU institutions, bodies, offices 
and agencies record text and instant messages sent/received by staff members in their professional capacity 
(Abschließende Anmerkungen zur strategischen Initiative zur Aufzeichnung von Text- und Sofortnachrichten, 
die von Bediensteten in ihrer beruflichen Eigenschaft versandt oder empfangen werden, durch die Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU). 13. Juli 2022.
38 Europäische Bürgerbeauftragte: A short guide for the EU administration on policies and practices to give 
effect to the right of public access to documents (Ein kurzer Leitfaden für die EU-Verwaltung über Strategien 
und Verfahren zur Umsetzung des Rechts auf Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten). 27. Oktober 2021.

https://www.ombudsman.europa.eu/en/doc/correspondence/en/158383
https://www.ombudsman.europa.eu/en/doc/correspondence/en/158383
https://www.ombudsman.europa.eu/en/doc/correspondence/en/149198
https://www.ombudsman.europa.eu/en/doc/correspondence/en/149198
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sollte, um die Bearbeitung der Anträge zu vereinfachen;

32. hebt hervor, dass Transparenz und uneingeschränkter Zugang zu den Dokumenten der 
Organe die Regel sein müssen und dass Ausnahmen von dieser Regel unter 
Berücksichtigung des übergeordneten Interesses der Öffentlichkeit an der Offenlegung 
streng ausgelegt werden müssen; fordert alle Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union auf, Dokumente proaktiv auf ihren Websites zu veröffentlichen und 
den Bürgerinnen und Bürgern die Suche nach diesen Dokumenten zu erleichtern, um 
eine öffentliche Kontrolle zu ermöglichen; hebt hervor, dass es für die Bürgerinnen und 
Bürger ein Hemmnis für die Wahrnehmung ihres Rechts auf Beantragung des Zugangs 
sein kann, wenn nicht bekannt ist, ob Dokumente tatsächlich vorhanden sind; betont, 
dass es in den Verträgen und in der Charta der Grundrechte der Europäische Union 
rechtlich vorgeschrieben und eine Grundvoraussetzung für demokratische Kontrolle und 
Demokratie insgesamt ist, dass dafür Sorge getragen wird, dass die Bürgerinnen und 
Bürger das Gesetzgebungsverfahren verstehen, detailliert nachvollziehen und sich daran 
beteiligen können; betont, dass die Bürgerinnen und Bürger dem EuGH39 zufolge auch 
in der Lage sein müssen, das Beschlussfassungsverfahren in den an den 
Gesetzgebungsverfahren beteiligten vorbereitenden Gremien im Detail zu verfolgen, 
und Zugang zu allen einschlägigen Informationen haben müssen; fordert die Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union auf, eine Politik der „Transparenz durch 
Gestaltung“ zu verfolgen und Dokumente im Zusammenhang mit 
Rechtssetzungsdossiers, einschließlich der Dokumente, die Teil eines 
Gesetzgebungsverfahrens sind oder damit in Zusammenhang stehen, sowie 
Beschwerden gegen die Verweigerung des Zugangs, proaktiv, innerhalb eines 
angemessenen Zeitrahmens und auf benutzerfreundliche und zugängliche Weise zu 
veröffentlichen; ist der Ansicht, dass Trilogdokumente wie Tagesordnungen, 
Zusammenfassungen von Ergebnissen, Protokolle und allgemeine Ausrichtungen des 
Rates, mit Gesetzgebungsverfahren im Zusammenhang stehen und als legislative 
Dokumente behandelt werden sollten; fordert die Organe der Union auf, dem Urteil des 
EuGH in der Rechtssache T-540/1540 über den Zugang zu Trilogdokumenten 
uneingeschränkt nachzukommen; fordert die Organe der Union und insbesondere den 
Rat nachdrücklich auf, ihre Regeln und Verfahren zur Transparenz der Gesetzgebung, 
einschließlich der Zugänglichkeit und Klassifizierung von legislativen Dokumenten, zu 
verbessern; fordert Frontex erneut auf, es unverzüglich zu unterlassen, in 
Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit Anträgen auf den Zugang zu Informationen 
von Antragstellern eine Erstattung der Kosten für externe Anwälte zu verlangen41; 

33. begrüßt die neuen Transparenzmaßnahmen, die der Rat 2020 im Einklang mit den 
Vorschlägen der Bürgerbeauftragten im Rahmen ihrer Untersuchungen der Transparenz 
im Rat und in Trilogen42 getroffen hat, um die proaktive Offenlegung von legislativen 
Dokumenten, einschließlich Fortschrittsberichten über Verhandlungen über 

39 Urteil De Capitani/Rat.
40 Urteil des Gerichtshofs vom 22. März 2018, Emilio De Capitani/Europäisches Parlament, T-540/15, 
EU:T:2018:167;
41 Beschluss (EU, Euratom) 2021/1613 des Europäischen Parlaments vom 28. April 2021 über die Entlastung für 
die Ausführung des Haushaltsplans der Europäischen Agentur für die Grenz- und Küstenwache für das 
Haushaltsjahr 2019, ABl. L 340 vom 24.9.2021, S. 324.
42 Europäische Bürgerbeauftragte: Ombudsfrau begrüßt Maßnahmen, die EU-Gesetzgebung für die 
Öffentlichkeit zugänglicher machen. 16. Juli 2020.

https://www.ombudsman.europa.eu/de/press-release/de/130298
https://www.ombudsman.europa.eu/de/press-release/de/130298
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Gesetzesentwürfe und Mandaten des Rates für Verhandlungen mit dem Europäischen 
Parlament, auszuweiten und sicherzustellen, dass die Anwendung der Klassifizierung 
„LIMITE“ für solche Dokumente eingeschränkt wird, sowohl hinsichtlich der Anzahl 
der Dokumente mit dieser Klassifizierung als auch hinsichtlich der Gültigkeitsdauer 
dieser Klassifizierung; bedauert, dass es zwischen den Ratsvorsitzen nach wie vor 
Unterschiede bei ihren Herangehensweisen zur proaktiven Veröffentlichung von 
Dokumenten gibt; besteht darauf, dass die systematische Veröffentlichung des Mandats 
zur Aufnahme von Trilogverhandlungen und des endgültigen Standpunkts des Rates, 
mit dem das Ergebnis der Verhandlungen gebilligt wird, das absolute Minimum 
darstellt, und dass der Rat, um der Transparenz des Europäischen Parlaments in den 
Legislativverhandlungen zu entsprechen, auch systematisch die Identität der 
Mitgliedstaaten erfassen sollte, wenn sie ihre Standpunkte im Rat zum Ausdruck 
bringen; fordert, dass auf der Grundlage der Initiative des finnischen Vorsitzes im Rat 
der EU ständige Leitlinien, die für alle Ratsvorsitze verbindlich sind, festgelegt werden;

34. fordert den Rat auf, seine Kontakte mit Lobbyisten proaktiv zu veröffentlichen; fordert 
den Rat auf, den Dialog zwischen den Mitgliedstaaten und dem Generalsekretariat über 
Maßnahmen zur Verbesserung der Kohärenz, Standardisierung und Klarheit der 
Dokumentenverwaltung im gesamten Rat wieder aufzunehmen; betont, dass der Rat 
Dokumente zeitnah veröffentlichen muss;

35. begrüßt die Absicht der Kommission, neue interne Leitlinien für die Transparenz und 
den Zugang zu Dokumenten auszuarbeiten, und fordert andere Organe auf, dieser 
Initiative zu folgen; fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass die Leitlinien auf 
eine Politik der „Transparenz durch Gestaltung“ ausgerichtet sind und dass darin der 
einschlägigen Rechtsprechung und den Empfehlungen der Bürgerbeauftragten43 aus den 
letzten Jahren Rechnung getragen wird;

36. fordert die Kommission und die anderen Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen 
der Union auf, bei der Veröffentlichung von Dokumenten und Statistiken über die 
Bearbeitung von Anträgen auf Zugang zu Dokumenten proaktiver vorzugehen, da mit 
solchen Informationen dazu beigetragen würde, die proaktive Vorgehensweise der 
Organe beim Zugang zu Dokumenten zu bewerten;

37. bekräftigt seine nachdrückliche Forderung an die Organe der Union, ihre Arbeit an der 
Einrichtung einer speziellen und benutzerfreundlichen gemeinsamen Datenbank zum 
jeweiligen Stand der laufenden Gesetzgebungsdossiers (gemeinsame 
Gesetzgebungsdatenbank) wie in der Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere 
Rechtsetzung von 201644 vereinbart zu beschleunigen, um für eine größere Transparenz 
zu sorgen; betont, dass Dokumente, die veröffentlicht werden, in einem durchsuchbaren 
und maschinenlesbaren Format veröffentlicht werden sollten;

38. fordert alle Organe der Union auf, dafür zu sorgen, dass alle amtlichen Dokumente 

43 Siehe zum Beispiel die Entscheidung der Europäischen Bürgerbeauftragten in der Sache 2142/2018/EWM 
über die Weigerung der Europäischen Kommission, Zugang zu den Standpunkten der Mitgliedstaaten zu einem 
Leitfaden für die Risikobewertung von Pestiziden bei Bienen zu gewähren, das Urteil des EuGH vom 
14. September 2022, Pollinis France/Kommission, T-371/20 und T-554/20, EU:T:2022:556 und das Urteil des 
EuGH vom 22. März 2018, Emilio De Capitani/Europäisches Parlament, T-540/15, EU:T:2018:167.
44 Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat der Europäischen Union 
und der Europäischen Kommission über bessere Rechtsetzung, ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.

https://www.ombudsman.europa.eu/de/decision/de/122313
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systematisch in einem offenen, benutzerfreundlichen und maschinenlesbaren Format 
bereitgestellt werden, was insbesondere für Zahlenangaben oder finanzielle Daten 
unerlässlich ist, und sicherzustellen, dass in der Vergangenheit veröffentlichte 
Dokumente in demselben Format vorliegen; fordert, dass Artikel 122 Absatz 3 der 
Geschäftsordnung geändert wird, um sicherzustellen, dass die Daten in einem offenen, 
maschinenlesbaren Format bereitgestellt werden; fordert alle Organe der Union auf, 
eine Erhöhung der Zahl an Dokumenten, die sie in ihren öffentlichen Registern direkt 
zur Verfügung stellen, und eine Erweiterung der Kategorien dieser Dokumente in 
Betracht zu ziehen und die Auffindbarkeit und Zugänglichkeit der Dokumente auf ihren 
Internetseiten zu verbessern; ist der Auffassung, dass zu den Kategorien von 
Dokumenten, die über das öffentliche Register des Parlaments direkt zugänglich 
gemacht werden müssen, auch vorbereitende legislative Dokumente gehören sollten, 
unabhängig davon, ob sie vom Parlament allein oder gemeinsam mit den anderen 
Organen verfasst wurden, etwa die Dokumente aus politischen und fachlichen Trilogen, 
einschließlich aller Fassungen des gemeinsamen mehrspaltigen Dokuments, auf das im 
Verhaltenskodex für Verhandlungen im Rahmen des ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahrens Bezug genommen wird, vorbehaltlich der in der Verordnung 
(EG) Nr. 1049/2001 und der Rechtsprechung des Gerichts und des Gerichtshofs 
vorgesehenen Ausnahmen;

39. ist der Ansicht, dass mit der derzeitigen Möglichkeit, sich über das frühere 
Abstimmungsverhalten von MdEP zu informieren – über PDF-Dateien auf der Website 
des Parlaments, in denen hunderte Abstimmungen aufgelistet sind – weder der 
Benutzerfreundlichkeit noch der Transparenz gedient wird; fordert das Präsidium des 
Parlaments auf, ein benutzerfreundliches System zu entwickeln, bei dem für jede 
namentliche Abstimmung gleichzeitig der Text, über den abgestimmt wurde, und die 
Abstimmungsergebnisse nach Fraktion und nach MdEP aufgeführt werden; fordert, dass 
die Ergebnisse der namentlichen Abstimmungen, die Angaben über die Anwesenheit 
der MdEP und die zur Abstimmung gestellten Texte in maschinenlesbarem Format zur 
Verfügung gestellt werden;

40. weist erneut darauf hin, dass ein Antrag auf Zugang zu einem Dokument unverzüglich 
bearbeitet werden muss45; stellt mit großer Besorgnis fest, dass die Bürgerbeauftragte 
viele Beschwerden von Bürgerinnen und Bürgern über extreme Verzögerungen beim 
Zugang zu angeforderten Dokumenten erhält; unterstützt die Ansicht der 
Bürgerbeauftragten, dass ein verzögerter Zugang in der Praxis einem verweigerten 
Zugang gleichkommt und dass die Verwaltungsverfahren gestrafft werden sollten, um 
sicherzustellen, dass die Bürgerinnen und Bürger rechtzeitig Zugang zu Dokumenten 
erhalten; fordert die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union auf, die 
Einhaltung der Fristen sicherzustellen, mehr Daten darüber bereitzustellen, inwieweit 
sie Fristen einhalten, und Antragstellern gegenüber zu begründen, warum Fristen nicht 
eingehalten wurden; fordert die Kommission auf, Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Einhaltung der Fristen durch andere Organe der Union durchzusetzen; betont, dass die 
proaktive Veröffentlichung von Dokumenten im Register die beste Lösung ist, um die 
Zahl der Anträge auf Zugang zu Dokumenten zu verringern und Verzögerungen zu 
vermeiden; 

45 Verordnung (EG) Nr. 1049/2001, Artikel 7.
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41. betont, dass die Pandemie und die Änderungen in den Arbeitsabläufen der Organe der 
Union eine Verlangsamung der Bearbeitung von Anträgen auf Zugang zu Dokumenten 
zur Folge haben; betont, dass es von wesentlicher Bedeutung ist, dass die Organe 
Mechanismen einrichten, mit denen sichergestellt wird, dass auch im Krisenfall ein 
Höchstmaß an Transparenz und der Zugang zu Dokumenten aufrechterhalten wird;

42. stellt mit Besorgnis fest, dass die Bürgerinnen und Bürger die Ablehnung eines Antrags 
auf Zugang zu Dokumenten oder das Ausbleiben einer zeitnahen und fristgerechten 
Antwort derzeit nur anfechten können, indem sie eine Beschwerde bei der 
Bürgerbeauftragen einreichen, deren Empfehlungen leider nicht rechtsverbindlich sind, 
oder indem sie gegen das betreffende Organ ein Gerichtsverfahren beim EuGH 
anstrengen, das mit einem extrem langwierigen und kostenintensiven Prozess mit 
ungewissem Ausgang verbunden ist, was für Bürgerinnen und Bürger, die eine 
Entscheidung über die Verweigerung des (teilweisen) Zugangs anfechten wollen, eine 
unzumutbare und abschreckende Belastung darstellt; weist darauf hin, dass dies in der 
Praxis bedeutet, dass es keinen wirksamen Rechtsbehelf gegen einen abschlägigen 
Bescheid auf einen Antrag auf Zugang zu Dokumenten gibt; fordert die Organe der 
Union auf, den Entscheidungen und Empfehlungen der Bürgerbeauftragten dennoch 
vollständig und zügig nachzukommen; fordert die Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union auf, zugänglichere und weiter vereinfachte Verfahren für die 
Bearbeitung von Beschwerden über die Verweigerung des Zugangs zu Dokumenten 
sowie Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass die Bürgerinnen und Bürger 
Entscheidungen bei Bedarf anfechten können, einzuführen; empfiehlt in diesem 
Zusammenhang die Benennung hoher Beamter oder unabhängiger Sachverständiger, die 
in der Lage sind, Beschwerden über Anträge auf Zugang zu Dokumenten ohne 
unangemessene Verzögerung zu prüfen; betont, dass die Belastung der Zivilgesellschaft 
mit hohen Anwalts- und Gerichtskosten mit Blick auf ihren Zugang zur Justiz in 
Verbindung mit dem Zugang zu Dokumenten eine abschreckende Wirkung hat, obwohl 
der Zugang zu Dokumenten ein Grundrecht ist, das in Artikel 42 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union verankert ist, und dass durch diese Belastung 
außerdem das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf gemäß Artikel 47 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union beeinträchtigt wird;

°

° °

43. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.
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STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR KONSTITUTIONELLE FRAGEN

für den Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres

zum Jahresbericht für die Jahre 2019-2021 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 
Dokumenten
(2022/2015(INI))

Verfasserin der Stellungnahme: Miapetra Kumpula-Natri

VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für konstitutionelle Fragen ersucht den federführenden Ausschuss für 
bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

A. in der Erwägung, dass Transparenz und Offenheit der Entscheidungsfindung zu den in 
den EU-Verträgen verankerten demokratischen Grundsätzen gehören; in der Erwägung, 
dass durch Transparenz, Integrität und Rechenschaftspflicht, die eine Voraussetzung für 
das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Unionsorgane sind, entscheidend zur 
Bekämpfung von Korruption und Missständen in der Verwaltung beigetragen wird; in 
der Erwägung, dass das Parlament in seiner Entschließung vom 16. September 2021 zur 
Verbesserung von Transparenz und Integrität in den Organen der EU durch die 
Einsetzung eines unabhängigen Ethikgremiums der EU ein ehrgeiziges Ethikgremium 
gefordert hat1;

B. in der Erwägung, dass mit Artikel 15 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union, der durch den Vertrag von Lissabon eingeführt wurde, der 
Geltungsbereich der Transparenzpflicht auf alle Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen ausgeweitet wird, während der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH), die 
Europäische Zentralbank und die Europäische Investitionsbank nur bei der 
Wahrnehmung ihrer Verwaltungsaufgaben davon erfasst sind; in der Erwägung, dass 
die Konferenz zur Zukunft Europas die Sicherstellung eines umfassenderen Rechts auf 
Zugang zu Dokumenten in ihre Vorschläge und Maßnahmen zur Entscheidungsfindung 
aufgenommen hat;

C. in der Erwägung, dass der Zweck der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der 

1 ABl. C 117 vom 11.3.2022, S. 159.
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Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der 
Kommission2 darin besteht, der Öffentlichkeit ein möglichst weitgehendes Recht auf 
Zugang zu den Dokumenten der Organe zu gewähren, um ihnen zu ermöglichen, ihr 
Recht auf Überwachung der Arbeit und der Tätigkeiten der Organe der EU wirksam 
wahrnehmen zu können; in der Erwägung, dass in Anbetracht dieses Rechts und der 
jüngsten Rechtsprechung alle Ausnahmen individuell zu bewerten, auszulegen und 
streng anzuwenden sind; in der Erwägung, dass die Organe verpflichtet sind, 
nachzuweisen, dass durch die Offenlegung die durch die Ausnahmen geschützten 
Interessen konkret und tatsächlich beeinträchtigt würden;

D. in der Erwägung, dass im Jahr 2021 der häufigste Grund für die Verweigerung des 
Zugangs zu Dokumenten durch den Rat der Schutz des Entscheidungsprozesses des 
Rates war, und zwar in insgesamt 223 Fällen; in der Erwägung, dass von 1 327 als 
„LIMITE“ eingestuften legislativen Dokumenten 839 schließlich auf Antrag 
veröffentlicht wurden, was darauf hindeutet, dass in übermäßigem Umfang auf diese 
Einstufung zurückgegriffen wird und keine ausreichende Überprüfung durch den Rat 
erfolgt, um diese Dokumente öffentlich zugänglich zu machen und die Transparenz zu 
erhöhen;

1. besteht darauf, dass die Organe der Europäischen Union verpflichtet sind, Artikel 15 
Absatz 3 AEUV im Einklang mit den demokratischen Grundsätzen umzusetzen, 
insbesondere denjenigen, die in Artikel 10 Absatz 3 des Vertrags über die Europäische 
Union und Artikel 42 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union festgelegt 
sind; betont, dass Transparenz von wesentlicher Bedeutung ist, um die 
Rechenschaftspflicht und eine demokratische Kontrolle der Organe der Union 
sicherzustellen; betont, dass die Organe der Union so bürgernah wie möglich arbeiten 
müssen und dass der Zugang zu Dokumenten ein wichtiges Instrument ist, um das 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Union sicherzustellen;

2. betont, dass die Bürgerinnen und Bürger in die Lage versetzt werden müssen, den 
Entscheidungsprozess in der Union zu verfolgen, zu verstehen und sich daran zu 
beteiligen, um ihnen diesen näherzubringen; betont, dass die Bürgerinnen und Bürger 
Zugang zu den Dokumenten der Organe der Union in allen Amtssprachen der EU 
erhalten müssen, damit sie ihr in Artikel 15 Absatz 3 AEUV verankertes Recht 
wahrnehmen können; fordert alle Organe der Union auf, dafür zu sorgen, dass die 
angeforderten Dokumente in der vom Antragsteller gewählten Amtssprache der EU zur 
Verfügung gestellt werden;

3. bedauert, dass die Organe der Union die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 nach wie vor 
nicht vollständig einhalten und dass diese Verordnung noch immer nicht im Einklang 
mit den neuen Transparenzbestimmungen des Vertrags von Lissabon aktualisiert 
worden ist; betont, dass bei einer Aktualisierung der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 
sichergestellt werden sollte, dass ihr Anwendungsbereich gemäß Artikel 15 Absatz 3 
AEUV auf alle Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union ausgedehnt 
wird, die in der Rechtsprechung festgelegten Grundsätze getreu übernommen werden 
und die Verordnung an die technologischen Entwicklungen angepasst wird, um letztlich 
den Zugang zu den Dokumenten der EU zu verbessern und auszuweiten sowie die 

2 ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
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Transparenz und Rechenschaftspflicht im Einklang mit den sozialen, kulturellen und 
politischen Entwicklungen zu stärken; fordert den Rat auf, die Neufassung der 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 von 2008 freizugeben;

4. betont, dass eine erhöhte Transparenz in der Beschlussfassung der Union das Ergebnis 
einer demokratischen Entwicklung und einer Kultur der Beteiligung ist; weist darauf 
hin, dass ein ausgewogener Rahmen benötigt wird, in dem die Interessen der Union 
gewahrt werden und der für alle Organe kohärent ist;

5. fordert alle Organe der Union auf, dafür zu sorgen, dass alle amtlichen Dokumente 
systematisch in einem offenen, benutzerfreundlichen und maschinenlesbaren Format 
bereitgestellt werden, was insbesondere für Zahlenangaben oder finanzielle Daten 
unerlässlich ist, vor allem, wenn sie die Umsetzung der politischen Maßnahmen der 
Union betreffen; fordert alle Organe der Union auf, Daten auch in einem offenen, 
maschinenlesbaren Format bereitzustellen, wenn diese Daten nicht bereits in einem 
solchen Format veröffentlicht wurden und wenn sie in einem solchen Format vorliegen; 
fordert alle Organe der Union auf, eine Erhöhung der Zahl an Dokumenten, die sie in 
ihren öffentlichen Registern direkt zur Verfügung stellen, und eine Erweiterung der 
Kategorien dieser Dokumente in Betracht zu ziehen und die Auffindbarkeit und 
Zugänglichkeit der Dokumente auf ihren Internetseiten zu verbessern;

6. verpflichtet sich, dafür zu sorgen, dass die Dokumente des Parlaments unabhängig von 
ihrem Medium für alle Bürgerinnen und Bürger, einschließlich blinder und 
sehbehinderter Menschen, leicht zugänglich sind; fordert insbesondere, dass Artikel 122 
Absatz 3 der Geschäftsordnung geändert wird, um die Verfügbarkeit von Dokumenten 
in einem offenen, benutzerfreundlichen und maschinenlesbaren Format sicherzustellen;

7. fordert, dass auf der Website des Parlaments ein benutzerfreundliches System zur 
Verfügung gestellt wird, mit dem es möglich ist, die Abstimmungsergebnisse für jede 
namentliche Abstimmung in Verbindung mit dem Text, über den abgestimmt wurde, 
nach Fraktionen und Abgeordneten zu filtern; fordert darüber hinaus, dass die 
Ergebnisse der namentlichen Abstimmungen, die Daten über die Anwesenheit der 
Mitglieder und die zur Abstimmung gestellten Texte in maschinenlesbarem Format zur 
Verfügung gestellt werden;

8. besteht darauf, dass alle Organe der Union, die sich an Trilogen beteiligen, gemäß 
Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 legislative Dokumente, d. h., 
Dokumente, die im Laufe der Verfahren zur Annahme von Rechtsakten, die in den oder 
für die Mitgliedstaaten rechtlich bindend sind, erstellt wurden oder eingegangen sind, 
direkt zugänglich machen sollten, es sei denn, durch ihre Offenlegung würde der 
Entscheidungsprozess ernsthaft beeinträchtigt; hebt den Stellenwert des kürzlich 
ergangenen Urteils in der Rechtssache T-163/21 betreffend den Zugang zu legislativen 
Dokumenten der Arbeitsgruppen des Rates3 hervor, in dem der EuGH den Schluss zieht, 
dass der Zugang zu legislativen Dokumenten so umfassend wie möglich sein muss und 
dass Ausnahmen nur dann Anwendung finden dürfen, wenn durch den Zugang zu 
diesen Dokumenten die Möglichkeiten, eine Einigung über den fraglichen 
Gesetzgebungsvorschlag zu erzielen, konkret, tatsächlich und nicht hypothetisch 
ernstlich beeinträchtigt würden; fordert den Rat auf, diesem Urteil vollständig 

3 Urteil vom 25. Januar 2023, Emilio De Capitani/Rat, T-163/21, ECLI:EU:T:2023:15.
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nachzukommen; fordert alle Organe der Union auf, dem Urteil des EuGH in der 
Rechtssache T-540/15 über den Zugang zu Trilogdokumenten4 uneingeschränkt 
nachzukommen;

9. ist der Auffassung, dass zu den Kategorien von Dokumenten, die über das öffentliche 
Register des Europäischen Parlaments direkt zugänglich gemacht werden müssen, auch 
vorbereitende legislative Dokumente gehören, unabhängig davon, ob sie vom 
Europäischen Parlament allein oder gemeinsam mit den anderen Organen verfasst 
wurden, etwa die Dokumente aus politischen und fachlichen Trilogen, einschließlich 
aller Fassungen des gemeinsamen mehrspaltigen Dokuments, auf das im 
Verhaltenskodex für Verhandlungen im Rahmen des ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahrens Bezug genommen wird, vorbehaltlich der in der Verordnung 
(EG) Nr. 1049/2001 vorgesehenen Ausnahmen und der Rechtsprechung des Gerichts 
und des Gerichtshofs; besteht darauf, dass die systematische Veröffentlichung des 
Mandats zur Aufnahme von Trilogverhandlungen und des endgültigen Standpunkts des 
Rates, mit dem das Ergebnis der Verhandlungen gebilligt wird, das absolute Minimum 
darstellt, und dass der Rat, um der Transparenz des Europäischen Parlaments in den 
Legislativverhandlungen zu entsprechen, auch die Identität der Mitgliedstaaten 
systematisch erfassen sollte, wenn sie ihre Standpunkte im Rat zum Ausdruck bringen;

10. bedauert, dass der Rat systematisch den Zugang zu seinen internen Dokumenten unter 
dem Vorwand verweigert, seinen Entscheidungsprozess zu schützen; weist erneut 
darauf hin, dass der Rat wie jedes andere Organ verpflichtet ist, darzulegen, inwiefern 
durch den Zugang zu einem Dokument ein durch eine Ausnahmeregelung geschütztes 
berechtigtes Interesse beeinträchtigt würde, und zu erläutern, warum er diese 
Beeinträchtigung für so erheblich hält, dass sie das öffentliche Interesse an der Freigabe 
überwiegt; betont, dass durch den Mangel an Transparenz sowohl die öffentliche 
Kontrolle als auch die Zusammenarbeit mit anderen Organen, insbesondere mit dem 
Parlament, beeinträchtigt werden;

11. besteht darauf, dass der Rat seine Regeln und Verfahren zur Transparenz der 
Gesetzgebung, einschließlich der Zugänglichkeit und Klassifizierung von 
Gesetzgebungsdokumenten, verbessern sollte, um eine möglichst offene Arbeitsweise 
zu erreichen; fordert den Rat auf, der Empfehlung der Bürgerbeauftragten 
nachzukommen, indem deutlich weniger legislative Dokumente als „LIMITE“ 
eingestuft und entsprechende Einstufungen regelmäßig überprüft werden;

12. weist darauf hin, dass der EuGH festgestellt hat, dass gerade durch Transparenz in 
Bezug auf die Rechtsberatung dazu beigetragen wird, den Organen aus Sicht der 
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger eine größere Legitimität zu verleihen und ihr 
Vertrauen in sie zu stärken, weil es aufgrund der Transparenz möglich wird, 
Unterschiede zwischen mehreren Standpunkten offen zu erörtern5;

13. betont, dass der Europäischen Bürgerbeauftragten eine wichtige Rolle bei der 
Erleichterung des Zugangs der Bürgerinnen und Bürger zu Dokumenten zukommt, 
insbesondere, wenn der Zugang von einem Organ oder einer Einrichtung der Union 

4 Urteil vom 22. März 2018, Emilio De Capitani/Europäisches Parlament, T-540/15, ECLI: EU:T:2018:167.
5 Urteil vom 4. September 2018, ClientEarth/Kommission, C-57/16 P, EU:C:2018:660.
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teilweise oder vollständig verweigert wurde, und begrüßt das beschleunigte Verfahren 
für Beschwerden betreffend den Zugang zu Dokumenten, dessen Ergebnis es sein kann, 
dass dem betreffenden Organ eine Empfehlung über die vollständige oder teilweise 
Freigabe des/der angeforderten Dokuments/Dokumente unterbreitet wird;

14. weist darauf hin, dass durch einen Korruptionsskandal wie jenem, von dem die Organe 
der Union betroffen sind, das Interesse von Bürgerinnen und Bürgern und 
Organisationen am Zugang zu Dokumenten erhöht werden kann; fordert die Organe auf, 
der Transparenz Vorrang einzuräumen und undurchsichtige Praktiken zu vermeiden;

15. betont, dass durch die Pandemie und die Anpassung der Arbeitsmethoden der Organe 
die Bearbeitung von Anträgen auf Zugang zu Dokumenten möglicherweise verlangsamt 
wurden; betont, dass die Organe unbedingt Mechanismen einrichten müssen, um 
sicherzustellen, dass auch im Fall von Krisen ein Höchstmaß an Transparenz und der 
Zugang zu Dokumenten aufrechterhalten wird;

16. stellt fest, dass sich die Kommission im Jahr 2021 geweigert hat, dem Ersuchen eines 
Journalisten um Zugang zu Textnachrichten nachzukommen, die zwischen der 
Kommissionspräsidentin und dem CEO eines Pharmaunternehmens über den Kauf von 
COVID-19-Impfstoffen ausgetauscht wurden; bedauert die Missstände in der 
Verwaltungstätigkeit der Kommission in diesem Fall, wie sie in der Feststellung der 
Bürgerbeauftragten dargelegt sind; unterstützt die praktischen Empfehlungen der 
Bürgerbeauftragten zur Aufzeichnung von Text- und Sofortnachrichten, die von 
Bediensteten in einer beruflichen Eigenschaft versandt oder empfangen werden, und 
fordert die Kommission auf, diese Empfehlungen umzusetzen; besteht auf einer weiten 
Auslegung des Begriffs „Dokument“, der auch arbeitsbezogene Texte und 
Sofortnachrichten umfasst; weist darauf hin, dass Textnachrichten als Dokumente im 
Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 gelten, unabhängig von den 
Registrierungskriterien, die von der Kommission oder anderen Organen, Einrichtungen 
oder sonstigen Stellen der Union angewandt werden;

17. betont, dass die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger als Steuerpflichtige ein 
berechtigtes Interesse daran haben, zu erfahren, wie die EU-Mittel verwendet werden; 
bedauert in diesem Zusammenhang, dass die an Ungarn gerichtete schriftliche 
Mitteilung im Rahmen der Umsetzung von Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU, 
Euratom) 2020/2092 nicht veröffentlicht wurde, weil die in Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe a vierter Spiegelstrich, Absatz 2 zweiter und dritter Spiegelstrich und 
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 genannten Ausnahmen, die insbesondere 
den Schutz des öffentlichen Interesses der Union, den Schutz von Gerichtsverfahren und 
der Rechtsberatung sowie die Zwecke von Inspektions-, Untersuchungs- und 
Audittätigkeiten betrafen, Anwendung fanden;

18. verweist auf den Vorschlag 39 der Konferenz zur Zukunft Europas, in dem gefordert 
wird, die „Transparenz der Beschlussfassung [sicherzustellen], indem es Bürgern als 
unabhängigen Beobachtern ermöglicht wird, das Beschlussfassungsverfahren aus der 
Nähe zu verfolgen, indem Dokumente zugänglicher gemacht werden und indem auf 
dieser Grundlage engere Verbindungen und ein verstärkter Dialog zwischen den 
Bürgern und den EU-Organen aufgebaut werden“;
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